
� Standards in der deutschen Berufsbildung sind

ein Produkt aus rechtlichen und politischen Rah-

menvorgaben und eines kontinuierlichen Dialogs

zwischen Wissenschaft, Politik und Praxis, die dazu

beitragen, die Qualität der Berufsbildung zu sichern

und weiterzuentwickeln. Der Beitrag geht auf die

konstitutiven Elemente des Berufsbildungssystems

ein, beleuchtet die Ebenen der Standardsetzung

und beschreibt das Spannungsfeld von Normierung

und Flexibilität. Skizziert wird in diesem Zusam-

menhang die Rolle der ordnungsbezogenen Berufs-

forschung.

Entwicklung von Standards in der
Berufsbildung

Bis zum Inkrafttreten des ersten Berufsbildungsgesetzes

1969 (BBiG) waren „Lehre“ und „Lehrberufe“ dem Recht

der Arbeit und der Wirtschaft zugeordnet; Gewerbeordnung

und Handelsgesetzbuch bildeten die gesetzlichen Grund-

lagen. Entsprechend bezog sich die Bildungspolitik bis zum

Ende der 1960er-Jahre im Wesentlichen auf die Allge-

meinbildung und die Hochschule. Zwar bemühten sich

Organisationen wie der 1908 gegründete Deutsche Aus-

schuss für Technisches Schulwesen (DATSCH) oder die 1953

aus Vorgängerorganisationen hervorgegangene Arbeits stelle

für Betriebliche Berufsausbildung (ABB) um eine Vereinheit -

lichung der Berufsbildung. Aber erst mit dem Berufsbil-

dungsgesetz von 1969 wurde eine systematische und bun-

deseinheitliche Grundlage geschaffen, die die berufliche

Bildung als eigenständigen „Bildungssektor“ etablierte.

BERUFS-  UND KONSENSPRINZIP ALS

 KONSTITUIERENDE ELEMENTE

Sowohl das BBiG als bundeseinheitliche „Plattform für die

Einführung von Bildungsstandards“ in der Berufsbildung

(DEHNBOSTEL 2009, S. 208) als auch daraus abgeleitete Ver-

fahrensvorschriften und Prozessbeschreibungen beruhen in

Deutschland auf zwei konstituierenden Prinzipien: der

Berufsförmigkeit von Arbeit und dem Konsensprinzip.

Trotz aller Diskussionen über die „Erosion der Beruflich-

keit“ oder die „Entberuflichung“ ist die Beruflichkeit ein

„Konzept“, das Arbeit und Bildung miteinander verknüpft

und „gerade dadurch an Sogwirkung gewinnt, dass es

betriebliche Aus- und Weiterbildungsbedürfnisse und schu-

lische, an Wissenschaften, Fachwissen und Technik ausge-

richtete Leistungsanforderungen zusammenführt und in

einen Ordnungsrahmen einfügt“ (GONON 2001, S. 412).

Neben der ökonomischen Bedeutung des Berufs als

„Arbeitsvermögen“ und Kristallisationspunkt beruflicher

Identität zur Sicherung des Lebensunterhaltes verbinden

sich mit dem Beruf „als Medium der Vergesellschaftung“

(BÜCHTER 2005, S. 256) weitere psychologische und eman-

zipative Dimensionen wie Chancen zur Persönlichkeits-
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entwicklung und -entfaltung, soziale Orientierung, Stellung

und Status oder der Erwerb von Rechtsansprüchen im Bil-

dungs- und Sozialsystem.

Das BBiG betont den Berufsbezug und sieht das Ziel der

Berufsausbildung in der Vermittlung einer „beruflichen

Handlungsfähigkeit“ für die Ausübung einer qualifizier-

ten beruflichen Tätigkeit in einer sich wandelnden Arbeits-

welt. Sie soll ferner den Erwerb der erforderlichen Berufs-

erfahrung ermöglichen (§ 1 Abs. 3 BBiG).

Das Berufsbildungsgesetz, das seine Existenz einem Kon-

sens der großen Koalition zwischen Christ- und Sozialde-

mokraten verdankte, regelt das Zusammenwirken von

Arbeitgebern, Gewerkschaften, Kammern und staatlichen

Stellen. Es legitimiert auf Bundesebene erstmalig das Mit-

wirkungsrecht der Gewerkschaften und bildet damit die

zentrale Grundlage für eine am Konsens zwischen Staat und

Sozialparteien ausgerichtete Steuerung des dualen Systems

der Berufsbildung.

Der Deutsche Bundestag (2005) hat im Rahmen der Reform

des Berufsbildungsgesetzes das Konsensprinzip bekräftigt

und auf seine Bedeutung für die Akzeptanz praxisnaher

Ausbildungsberufe hingewiesen: „Das Konsensprinzip

gewährleistet durch die möglichst einvernehmliche Erar-

beitung der nationalen Ausbildungsstandards durch Sozi-

alpartner und Bundesregierung und die Abstimmung mit

den Ländern die Arbeitsmarktnähe und Transparenz der

Ausbildungsberufe und ihre breite Akzeptanz in der Wirt-

schaft.“ (S. 2)

STANDARDS ZWISCHEN NORMIERUNG UND

 FLEXIBIL ISIERUNG

Von den ersten systematischen Arbeiten zur Entwicklung

von Ausbildungsberufen und der Vereinheitlichung von

Berufsbezeichnungen über die ersten „Leitsätze“ des DATSCH,

die die Planmäßigkeit der Ausbildung, die Ausbildungs-

dauer, das Ausbildungsniveau, den Umfang der zu erwer-

benden Fertigkeiten und Kenntnisse, die Ab schluss prüfung

sowie den Erwerb von Berufserfahrung behandelten

(DATSCH 1937, S. 15), bis zum ersten Berufsbildungsgesetz

war es allerdings ein weiter Weg. Auf den Grundpfeilern

konsensorientierter Beteiligungsregelungen und berufsför-

miger Ausbildung setzt das Berufsbildungsgesetz von 1969

erstmals nationale Mindeststandards zur Qualitätssiche-

rung beruflicher Bildung. Darin stehen die dem Ziel „beruf-

licher Handlungsfähigkeit“ (§ 1 BBiG) verpflichteten Aus-

und Fortbildungsordnungen an zentraler Stelle. Ausbil-

dungsordnungen (§ 5 BBiG) regeln Bezeichnung, Ausbil-

dungsdauer, die zu erwerbenden Fertigkeiten, Kenntnisse

und Fähigkeiten der Berufsausbildung sowie die Prüfungs-

anforderungen und legen die Mindestanforderungen an die

sachliche und zeitliche Gliederung fest. Ihre Erarbeitung

unterliegt einem zwischen allen Akteuren abgestimmten

und am Konsens orientierten „Erarbeitungs- und Abstim-

mungsprozess“, an dem unter Federführung des BIBB der

Bund, die Länder sowie Vertreter/-innen von Arbeitgeber-

und Arbeitnehmerorganisationen beteiligt sind. Die seit

den 1980er-Jahren am Leitbild von Handlungsorientierung

und beruflicher Handlungskompetenz ausgerichteten Aus-

bildungsrahmenpläne des Bundes sowie die auf der Län-

derseite am Lernfeldansatz orientierten schulischen Rah-

menlehrpläne sind wichtige qualitätssichernde Standards.

Neben der Ordnung der Berufsausbildung, der Fortbildung

oder Umschulung regelt das BBiG die Organisation und

Überwachung der Ausbildung durch die zuständigen Stel-

len bis hin zur Sicherung der fachlichen Eignung der Aus-

bilder/-innen sowie der Ausbildungsbetriebe. Damit wur-

den nationale Standards geschaffen, die auch im Rahmen

internationaler Kooperationen zunehmend an Bedeutung

gewinnen (vgl. u. a. das Memorandum zur internationa-

len Berufsbildungskooperation vom 10. Dezember 2012). 

In seiner Entschließung zum Berufsbildungsreformgesetz

vom 27. Januar 2005 betont der Deutsche Bundestag die

Bedeutung der „Sicherung und Weiterentwicklung der

 Qualität der beruflichen Bildung“ und appelliert an die an

der Berufsbildung beteiligten Akteure, unter Nutzung geeig-

neter und praktikabler Instrumente zur fortlaufenden  Qua -

li täts sicherung „die Praxis der Qualitätssicherung weiter-

zuentwickeln“ (S. 5). Dieser Appell des Gesetzgebers –

unmittel bar nach Verabschiedung der von ihm gesetzten

Standards des reformierten Berufsbildungsgesetzes – ist inso-

fern bemerkenswert, als er auf das nicht aufzulösende

„Dilemma jeder Standardisierung“ hinweist. Standardisie-

rung bewegt sich immer zwischen den Polen der „Differen-

zierung und Vereinheitlichung, Regulierung und Deregulie-

rung, Flexibilität und Normierung“ (vgl. MEYER 2006, S. 59).

Das Gesetz gibt hier nur den Rahmen vor und formuliert

Mindeststandards, deren weitere Interpretation und Kon-

kretisierung dem Ermessen der beteiligten Akteure unter-

liegen, deren Mitwirkung im Gesetz ausdrücklich gewünscht

und festgeschrieben ist. Unter anderem ist der paritätisch

von Bund, Ländern, Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver-

tretern besetzte Hauptausschuss des BIBB, das „Parlament

der Berufsbildung“, in wesentlichen Fragen anzuhören und

beschließt Empfehlungen zur einheitlichen Anwendung

des Gesetzes. Die Ausgestaltung unter Beteiligung der

Akteure nach abgestimmten Verfahren und Regularien ist

damit selbst ein Instrument der Standardisierung in der

beruflichen Bildung geworden.

Berufsbildung vereint bildungspolitische, wirtschafts- und

arbeitsmarktpolitische sowie berufspädagogische Zielset-

zungen und ist einer Vielzahl konkurrierender Interessen

unterworfen. Sie ist damit ein klassisches Feld der Organi-

sation, Formation und Kommunikation von Gruppenin-

teressen und der Kommunikation zwischen den beteiligten
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Gruppen. Der durch die gesetzlichen Rahmenbedingungen

und Mindeststandards gesetzte Verhandlungsspielraum ist

einerseits notwendig, damit Verbände ihre „intermediären

Funktionen“ zwischen Staat und Gesellschaft wahrnehmen

und Gruppeninteressen organisiert und „inkorporiert“ wer-

den können (vgl. WEBER 1987). Zum anderen setzt dieser

offene Regelungsbereich voraus, dass die Konkretisierung

und Evaluation von Standards im Rahmen der Qualitäts-

sicherung der kontinuierlichen wissenschaftlichen Erar-

beitung von Entscheidungsgrundlagen bedarf, damit die

beteiligten Akteure auf aktuelle politische, demografische

oder internationale Entwicklungen reagieren können.

Dass Mindeststandards zu konkretisieren sind und ihre

Umsetzung einer kontinuierlichen Überprüfung bedarf,

zeigt das Beispiel der Ausbildereignungsverordnung (AEVO).

Die auf einer Kann-Bestimmung des BBiG beruhende,

jedoch zwischen 2003 und 2009 ausgesetzte Verordnung

wurde nach einer BIBB-Studie in einer reformierten Fassung

wieder in Kraft gesetzt, da sich die mit der Aussetzung ver-

bundenen Hoffnungen auf Schaffung neuer Ausbildungs-

plätze nicht erfüllt hatten und zudem negative Auswir-

kungen auf die Qualität der Ausbildung befürchtet werden

mussten.

Berufskonstruktion im Spannungsfeld
von Wissenschaft und Praxis

Das auf dem Berufsprinzip, gesetzlichen Mindeststandards

und einer konsensorientierten Beteiligungsstruktur beru-

hende deutsche Berufsbildungsmodell bedarf eines stän-

digen Austarierens des Kräftedreiecks zwischen Politik,

 Wissenschaft und Praxis. An dieser Schnittstelle der „Wis-

senschafts-Politik-Praxis-Kommunikation“ kommt dem

BIBB eine besondere Rolle zu (vgl. ESSER 2011, S. 10). Durch

die Verbindung von Forschungs-, Ordnungs- und Bera-

tungsaufgaben mit der durch das Gesetz formulierten

 Beteiligungsstruktur stellt das BIBB eine „Plattform für die

Verknüpfung von Berufsbildungsforschung und Berufsbil-

dungsdialog“ aller betroffenen Akteure dar (vgl. SAUTER

2005, S. 64).

Die Qualitätssicherung durch Standards ist eine perma-

nente Aufgabe, die insbesondere in der Empfehlung des

BIBB-Hauptausschusses (2008) zur „Qualitätssicherung und

zum Qualitätsmanagement in Ordnungsverfahren“ erneut

zum Ausdruck kommt. Die Empfehlung enthält eine

Beschreibung der Prozessschritte bei der (Neu-)Ordnung

von Ausbildungsberufen einschließlich der festgelegten

Verantwortungen, Schnittstellen und Qualitätskriterien. 

In einem vom BIBB (2012) vorgelegten Positionspapier zum

„Rollenverständnis des BIBB in der Ordnungsarbeit“ wer-

den in einer weiterführenden Darstellung die Funktionen

und Aufgaben im Neuordnungsprozess sowie die unter-

schiedlichen Rollen, die es im Rahmen der Forschungs-,

Entwicklungs- und Beratungsarbeit einnimmt, beschrieben.

Die ordnungsbezogene Forschung, Entwicklung und Bera-

tung bezieht sich dabei insbesondere auf 

• die Entwicklung der Tätigkeitsprofile und der Qualifika-

tionsanforderungen,

• die Untersuchung von Struktur, Schneidung und Zuord-

nung von Berufen,

• die Umsetzung der Verordnungen in Betrieben, Berufs-

schulen und in Prüfungen,

• die Berücksichtigung internationaler Anforderungen,

• die Ausbildungs- und Beschäftigungsentwicklung im

Hinblick auf die Verwertbarkeit der beruflich erworbenen

Qualifikationen.

Im Spannungsfeld bildungspolitischer, wirtschafts- oder

arbeitsmarktpolitischer Zielsetzungen sowie der Interes-

sen der beteiligten Akteure liefert die ordnungsbezogene

Forschung des BIBB Entscheidungsgrundlagen für Berufs-,

Qualifikations-, Struktur- und Prüfungsfragen. Sie leistet

damit einen Beitrag zur systematischen Weiterentwicklung

von Standards und zur Qualitätssicherung. 

Bei der Umsetzung der Standards wird das nicht aufzulö-

sende Dilemma zwischen Normierung und Flexibilität

deutlich. Standards zur Gestaltung von Ausbildungsord-

nungen müssen zum einen ständig überprüft und weiter-

entwickelt werden, wie beispielsweise die Einführung der

Standard-Berufsbildpositionen zum „Umwelt- und Gesund-

heitsschutz“ in allen Ausbildungsordnungen zeigt. Zum

anderen müssen sie ausreichend flexibel sein, um Spiel-

räume für die Gestaltung der Berufe zu eröffnen. Beispiele

dafür sind die Labor-, Medien- und IT-Berufe, in denen

neue Strukturen wie Wahlqualifikationen, Branchenkon-

zepte, Kern- und Fachqualifikationen etc. konzipiert wur-

den und zur Standardisierung beitrugen.

Ordnungsbezogene Forschung und
Entwicklung im BIBB

Die ordnungsbezogene Forschung und Entwicklung im

BIBB ist anwendungsbezogen, sie will dazu beitragen, Ent-

scheidungsgrundlagen für Standards und Qualitätssiche-

rung in der beruflichen Bildung zu entwickeln. Damit wirkt

das BIBB auf die Entwicklung nationaler Standards in der

Berufsbildung ein. Aktuelle Projekte beziehen sich u. a. auf

Fragen zur Strukturierung von Ausbildungsberufen, die

kompetenzbasierte Gestaltung von Prüfungen und Ord-

nungsmitteln im Rahmen der Umsetzung des DQR oder auf

Grundlagen und Weiterentwicklung der kaufmännischen

Aus- und Fortbildungsberufe. Exemplarisch sollen im

Zusammenhang mit Ergebnissen aus der ordnungsbezoge-

nen Forschung des BIBB zwei Projekte kurz skizziert werden.
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• Das Projekt „Gemeinsamkeiten und Unterschiede kauf -

männischer Aus- und Fortbildungsberufe“ (GUK; vgl.

www2.BIBB.de/tools/fodb/pdf/at_42202.pdf) zielt darauf,

kaufmännische Kernkompetenzen zu identifizieren und

konzeptionelle und strukturelle Vorschläge für die künf-

 tige kaufmännische Beruflichkeit zu generieren. Parallel

dazu wird eine berufstheoretische Konzeption des kauf-

männischen Denkens und Handelns entwickelt. Bei der

Analyse der kaufmännischen Berufe wurden auch die

berufsübergreifenden Qualifikationen in den Ordnungs-

mitteln auf ihre Bedeutung hin analysiert. Dabei zeigte

sich beispielsweise, dass der Themenbereich Nachhal-

tigkeit nur unzureichend berücksichtigt wird. Dies wirft

die Frage nach der Ausweitung der Standardpositionen

„Umwelt- und Gesundheitsschutz“ in den Ausbildungs-

ordnungen in Richtung Nachhaltigkeit auf, die über die

kaufmännischen Berufe hinausgeht. Im Projekt wurden

kaufmännische Kernqualifikationen identifiziert, die bei

künftigen Neuordnungen von Berufen eine Rolle spielen

könnten. Ferner liefert das Projekt einen über die kauf-

männischen Berufe hinausgehenden Beitrag zur metho-

dischen Entwicklung von Berufsgruppen.

• Das Projekt „Strukturierung anerkannter Ausbildungsbe-

rufe im dualen System“ (vgl. www2.BIBB.de/tools/fodb/

pdf/at_42381.pdf) untersucht die vielfältigen Modelle 

zur Strukturierung und Differenzierung von Ausbil-

dungsberufen. Im Rahmen der Umsetzung bildungspo-

litischer Reformen, insbesondere in Richtung gestal-

tungsoffener und flexibler Ausbildungsberufe seit Mitte

der 1990er-Jahre, ist auch das Angebot an Differenzie-

rungsmöglichkeiten (z. B. in Form von Kernqualifika-

tionen, Einsatzgebieten, Wahlqualifikationseinheiten

oder Anrechnungsmöglichkeiten) erheblich ausgewei-

tet worden. Die beschleunigte Entwicklung einer  Vielzahl

„flexibler Berufe“ mit unterschiedlichen Strukturmodel-

len und Kombinationsmöglichkeiten hat allerdings auch

zu unübersicht lichen, zum Teil unklaren und wider-

sprüchlichen Strukturmodellen geführt. Ziel der Analyse

der Begründungen dieser Mo delle und ihrer Praxistaug-

lichkeit ist eine systematisierende (Neu-)Betrachtung der

Strukturierungsformen von Ausbildungsberufen.

Ausblick

Vor dem Hintergrund aktueller bildungspolitischer Her-

ausforderungen lassen sich weitere wichtige ordnungsbe-

zogene Forschungsthemen erkennen, beispielsweise

• Standards für kompetenzbasierte Ausbildungsordnungen

im Rahmen der Umsetzung des DQR;

• die horizontale und vertikale Verbindung von Aus- und

Fortbildung, u. a. bezogen auf demografische Entwick-

lungen und internationale Herausforderungen;

• die Entwicklung von Standards für Fortbildungsberufe.1

Mit bundeseinheitlichen, am Ziel beruflicher Handlungs-

fähigkeit ausgerichteten gesetzlichen Mindeststandards, auf

Input- und Output-Kriterien basierenden Ordnungsmitteln

für die Aus- und Fortbildung sowie einer an Geschäfts- 

und Arbeitsprozessen orientierten Lehr- und Lernpraxis

 verfügt die Berufsbildung über ein umfangreiches und ela-

boriertes Konzept von Standards. Die kontinuierliche Wei-

terentwicklung der Standards auf der Basis ordnungsbezo-

gener Forschung und deren Kommunikation in die Politik

und die Praxis der Berufsbildung ist eine Daueraufgabe des

BIBB im Zusammenspiel mit den bildungspolitischen

Akteuren der Sozialparteien, des Bundes und der Länder,

um die Qualität der Berufsbildung nachhaltig zu sichern

und weiterzuentwickeln. �
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1  Siehe dazu auch die Arbeiten zur Verordnungs-, Curriculum- und
Prüfungsaufgabenmusterentwicklung
(http://www.bibb.de/de/wlk62570.htm).
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